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Große Herausforderungen für
Flüchtlingshilfe
Förderung von Integration auf der Kippe: Die städteregionale
Arbeitsplattform Migration, ein Zusammenschluss freier
Träger, schlägt weiter Alarm wegen der geplanten Kürzungen
im Sozialetat des Landes.

VON RAUKE XENIA BORNEFELD

Aachen Menschen, die nach Deutschland kommen, sollen sich über Sprache, über Arbeit
und Bildung, also über gesellschaftliche Teilhabe integrieren – das gilt als politischer und
gesellschaftlicher Konsens. „Geflüchtete und Migranten haben in Sachen Integration eine
Mitwirkungspflicht, aber man muss ihnen diese Mitwirkung auch ermöglichen“, betonte
Susanne Bücken. Sie ist Geschäftsführerin des Café Zuflucht in Aachen, das vor allem
Rechtsberatung für Aufenthalt und Asyl für Erwachsene, Familien und unbegleitete
minderjährige Geflüchtete bietet. Nicht nur der Arbeitsbereich des Café Zuflucht ist massiv
von den geplanten Kürzungen des Landes im Sozialbereich und der unklaren
Haushaltssituation auf Bundesebene betroffen.

Darauf machten jetzt – wenige Tage vor der letzten Haushaltsberatung im Landtag am 12.
Dezember – drei Vertreterinnen der Wohlfahrtspflege in Stadt und Städteregion Aachen im
Gespräch mit unserer Zeitung aufmerksam. Neben Bücken sprachen für die
„Arbeitsplattform Migration der Wohlfahrtsverbände in der Städteregion Aachen“ Catrin
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Renzelmann vom Verein Türöffner in Würselen und Oksana Malyk vom Migrationsdienst der
Caritas Aachen. Die Arbeitsplattform (AP) ist ein freiwilliger Zusammenschluss der freien
Träger, die vom Land oder Bund geförderte Integrationsarbeit und Beratung für Migranten
und Geflüchtete anbieten. Das sind das Café Zuflucht und das Pädagogische Zentrum (PÄZ)
in Aachen sowie der Türöffner in Würselen unter dem Dach des Paritätischen NRW, die
Aachener Werkstatt der Kulturen des Diakonischen Werks, das Deutsche Rote Kreuz in
Würselen, der Caritasverband für Aachen-Stadt und -Land sowie der AWO-Kreisverband mit
Sitz in Eschweiler.

Ursprünglich standen 83 Millionen Euro Einsparungen im Sozialbereich im Raum, davon
allein 22 Millionen in den Bereichen Migration, Flucht und Integration. Nach massiven
Protesten legte die Landesregierung in der zweiten Haushaltssitzung Ende November einen
neuen Plan vor: Statt 83 Millionen Euro sollen nun 40 Millionen Euro eingespart werden.
Aber auch das – so die einhellige Meinung der AP Migration – ist zu viel. Auch wenn noch
kein endgültiger Haushaltsentwurf vorliegt, die Träger also noch nicht wissen, wie die
Förderung 2025 tatsächlich aussehen wird.

Schon vor den angedrohten Sparmaßnahmen fühlten sich die Aktiven in der Asyl-,
Migrations- und Integrationsarbeit nicht von Landes- und Bundespolitik unterstützt, anders
als von den kommunalen Räten und Verwaltungen von Stadt und Städteregion. Es ist so
einiges, was Renzelmann die Frage stellen lässt: „Ist die Aushöhlung der sozialen Strukturen
in der Wohlfahrtspflege politisch gewollt?“

Beispiele, die verunsichern

Späte Auszahlungen von Fördermitteln: Einige freie Träger kommen an ihre
existenziellen Grenzen, weil sie seit langem und immer wieder für Stellen in finanzielle
Vorleistungen gehen, für die die Förderung zwar bewilligt wurde, die Mittel aber mit
extremer Verspätung ausgezahlt werden. „Wir haben eine Mitarbeiterin, die wir seit elf
Monaten vorfinanzieren“, berichtete Renzelmann. Erst habe das Ministerium für Kinder,
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Migration die Richtlinien sehr spät veröffentlicht,
entsprechend spät konnte Türöffner den Antrag stellen, bis Stand 9. Dezember konnte
Geschäftsführerin Renzelmann für die Integrationsagentur des Vereins keine Landesmittel
verbuchen.

„Bei einer halben Stelle ist das noch verkraftbar. Das PÄZ muss aber insgesamt elf Stellen
vorfinanzieren. Dazu ist es nicht in der Lage“, beklagte Renzelmann. Im Café Zuflucht sind es
6,5 Stellen, für die der kleine Trägerverein Refugio beschlossen hat, wenigstens die nächsten
drei Monate – alles andere wäre existenzbedrohend – in Vorleistung zu gehen und dafür
seine Rücklagen anzugreifen. Eine schwierige Entscheidung, denn, so erklärt Bücken: „Ein
kleiner Verein kann das finanzielle Risiko noch weniger eingehen als ein großer Träger wie
die Caritas oder Diakonie.“ Malyk erklärte für die Caritas: „Auch wir kommen in die Lage,
existentielle Angebote für die Menschen reduzieren zu müssen.“
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Verkürzungen der Projektlaufzeiten: In immer kürzeren Abständen müssen neue
Anträge gestellt werden. War es früher üblich, wenigstens für zwei Jahre eine gesicherte
Projektfinanzierung zu bekommen, geht der Trend jetzt eher in Richtung zwölf Monate. „Was
eine effektive Projektarbeit von eher zehn Monaten bedeutet“, so Renzelmann. In das
ständige Erstellen von Projektanträgen müssen die Träger viel Arbeitszeit stecken, „die an
anderer Stelle viel effektiver für die Sache genutzt werden könnte“, so Renzelmann.

Doch nicht nur, dass die Arbeit weniger gehaltvoll ausfalle, auch das Personal stehe immer
wieder vor der Unsicherheit, ob ihre Stelle weiterbesteht – und das in Zeiten, wo
Sozialpädagogen an vielen Stellen gesucht werden. „Wenn die Strukturen durch Kürzungen
zusammenbrechen, geht wertvolles Wissen verloren, das über Jahre hinweg durch Erfahrung
und Beratungstätigkeit gesammelt wurde. Der Wiederaufbau solcher Strukturen erfordert
wiederum viel Zeit und Aufwand“, so Malyk.

Ausbleibende Mittelzuwächse und Dynamisierung: Auch in Bereichen, in denen
explizit nicht gekürzt werden soll, zum Beispiel bei der Asylverfahrensberatung von
unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten, soll es bei den bisherigen Fördersätzen bleiben.
Eine Anpassung an Tarifsteigerungen und steigende Kosten gab es schon länger nicht mehr.
„Das führt dazu, dass wir unsere Mitarbeitenden unter Tarif bezahlen“, erklärte Bücken.

All das habe wiederum dazu geführt, dass in der ganzen Städteregion keine
Antidiskriminierungsstelle im nächsten Jahr mehr besetzt sein wird. Das PÄZ in Aachen hat
die Stelle aus beschriebenen Gründen für eine Elternzeit seit 2023 nicht neu besetzt. Die
Antidiskriminierungsstelle in der Eifel konnte längst nicht allen Betroffenen helfen und muss
für 2025 um die Förderung bangen. Das Café Zuflucht, in dem 2023 über 1500 Erwachsene
und Familien in komplexen Fragestellungen zu fast 4900 Anliegen beraten wurden, stand
zwischenzeitlich ganz auf der Kippe.

Stattdessen würde Geld in neue staatliche Strukturen fließen, die die Wohlfahrtsverbände
bereits gut abdecken würden. Doppelstrukturen entstünden. „Wenn jetzt mit diesen Plänen
die gewachsenen Strukturen der freien Träger zerschlagen werden, geht für die
Ratsuchenden die freie Wahl und auch viel Vertrauen verloren“, ist Renzelmann überzeugt.
„Staatliche, auch kommunale Ämter wie das Ausländeramt sind ausführende Organe. Wenn
sie zugleich neutral zu Abschiebeanordnungen oder -androhungen beraten sollen, stehen
sie eindeutig in einem Interessenkonflikt“, bestätigte Bücken.

„Unsere geleistete Arbeit wird abgewertet und nicht wertgeschätzt. Generell werden die
Wohlfahrtsverbände nicht mehr von der Politik gehört“, beschrieb Malyk den Eindruck, den
die jetzt geplanten Kürzungen des Landes und die erzeugten Unsicherheiten durch den
fehlenden Bundeshaushalt bei vielen Trägern hinterließen. Die drei Frauen haben aber noch
ganz andere Sorgen: massive gesellschaftliche Auswirkungen. Schon jetzt steige durch den
allgemein unfreundlichen politischen Diskurs bei den Themen Flucht und Migration der
Druck von Rechtsaußen auf die Beratungseinrichtungen. Mit weniger Geld für Beratungs-
und Integrationseinrichtungen würden die Schutzsuchenden Rechte verlieren – zum Beispiel
auf einen Schulplatz, einen Sprachkurs oder die Anerkennung ihres Berufsabschlusses.
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„Aber Migration wird nicht weggehen. Die Finanzpläne in Land und Bund beschneiden jetzt
die Dinge, die helfen, dass Integration gelingen kann“, konstatierte Renzelmann.

Statt Geld zu sparen, darin sind sich Malyk, Bücken und Renzelmann einig, solle man lieber
weg von der Projektfinanzierung hin zu einer Verstetigung und Verlässlichkeit der
Finanzierung kommen. Bücken: „Der jetzige Diskurs nimmt nicht wahr, was die
Zugewanderten tatsächlich wollen: schnell ankommen.“ Über Sprache, Arbeit und Bildung –
über gesellschaftliche Teilhabe.

INFO

Mahnwache und Resolution des Stadtrats

32.000 Menschen demonstrierten am 13. November in Düsseldorf gegen die
geplanten Kürzungen der Landesregierung im Sozialbereich. Seitdem
organisiert das Café Zuflucht in Aachen jeden Mittwoch zwischen 16 und 17 Uhr
eine Mahnwache am Elisenbrunnen. Die letzte wird am Mittwoch, 11.
Dezember, sein, einen Tag bevor im Landtag die letzte Lesung zum Haushalt
2025 stattfindet.

Der Aachener Stadtrat verabschiedete am 4. Dezember mit den Stimmen von
Grünen, CDU, SPD, Zukunft, Linken und FDP eine Resolution gegen die
geplanten Landeskürzungen im Sozialbereich. Die Kürzungen würden für viele
etablierte Angebote das Aus oder zumindest erhebliche Einschränkungen
bedeuten. „Damit würde die gute soziale Infrastruktur in der Stadt Aachen
massiv geschwächt, zumal es die angespannte kommunale Haushaltslage nicht
zulässt, die entstehenden Finanzierungslücken gänzlich zu schließen“, heißt es in
der Erklärung wörtlich.
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